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Probleme und Widersprüche einer NATO-Erweiterung 

Das NATO-Bündnis will Anfang Juli 1997 darüber entscheiden, 
welche sog. Beitrittskandidaten unter den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern zu Verhandlungen über die Mitgliedschaft einge-
laden werden. Zugleich finden häufig Konsultationen mit der Re-
gierung der Russischen Föderation über einen strategischen 
Vertrag (Dokument, Charta) NATO - Rußland statt, in die auch die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland einbezogen ist, und 
von denen der öffentliche Eindruck vermittelt wird, es werde zu 
einer einvernehmlichen Regelung kommen. Andererseits verstär-
ken sich die Diskussionen - auch öffentlich - innerhalb und zwi-
schen den NATO-Mitgliedern über Sinn und Zweck, Widersprüche 
und Kosten sowie andere Probleme einer NATO-Osterweiterung. 
Insbesondere wird auf die nicht absehbaren Folgen für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa verwiesen. 

Die Bundesregierung ist besonders aktiv bei den Vorbereitungen 
der Erweiterung der Allianz, weicht aber bisher einer öffentlichen 
Antwort auf viele der anstehenden Fragen aus. So hat sie Ende 
1995 noch auf eine Kleine Anfrage der Gruppe der PDS in den mei-
sten Fällen ausweichend reagiert (Drucksache 13/3112). Dies kann 
angesichts des Fortgangs der Dinge und der Brisanz der mit der 
Erweiterung verbundenen Fragen heute nicht mehr ausreichen. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bundesregierung: 

I. Widersprüche und Probleme der Erweiterung 

1. Wie läßt sich die Erweiterung der NATO als ein System kol-
lektiver Verteidigung mit dem Anspruch in Einklang bringen, 
für Europa ein System kollektiver Sicherheit zu entwickeln, wie 
es noch in der „Charta von Paris für ein neues Europa" aus dem 
Jahre 1990 angesteuert wurde? 

2. Wie soll das zur Befürwortung der NATO-Erweiterung ver-
breitete Argument begründet werden, daß die Erweiterung 
den Anker eines künftigen europäischen Sicherheitssystems 
bilden könnte, ohne daß der Nachweis erbracht werden kann, 
daß ein militärisches Verteidigungssystem besser als andere 
Institutionen - wie z. B. OSZE - imstande sei, der spezifischen 
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Natur der realen und potentiellen Konflikte in Europa ent-

sprechend zu handeln? 

3. Wie soll ein erweitertes Bündnis, das weder von seiner Ziel-
setzung noch seinen Strukturen darauf ausgerichtet ist, Kon-
fliktsituationen zwischen den Mitgliedern regeln und Konflik-
te innerhalb der Mitgliedstaaten bewältigen? 

4. Wie soll ausgeschlossen werden, daß die Erweiterung des 
Bündnisses zu einer Quelle für Bedrohungs- und Isolierungs-
ängste auf seiten von der Teilhabe ausgeschlossener Staaten 
wird und daß die in der Natur der Abschreckungsphilosophie 
liegende Wahrnehmung militärischen Drohpotentials nicht die 
Bildung entgegengesetzter Allianzen oder anderer militäri-
scher Gegenmaßnahmen fördert, mithin unvermeidlich zu 
Mißtrauen und latenten Vorbehalten führt und zum Aus-
gangspunkt neuerlichen Wettrüstens und politischer Konfron-

tation werden kann? 

5. Warum nimmt die NATO und mit ihr die Bundesregierung an, 
daß die von ihr selbst jahrelang gegenüber dem Warschauer 
Pakt vertretene Logik, daß nicht die Absichten, sondern die mi-
litärischen Potentiale und die realen Fakten zählen, nun nicht 
mehr gilt, und die russische Seite - trotz der Heranführung 
NATO-strukturierter militärischer Potentiale an ihre Grenzen - 
allein den Absichtserklärungen der NATO zu glauben habe? 

6. Wenn gesamteuropäische Sicherheit nicht ohne aktive Betei-
ligung Rußlands zu verwirklichen ist was weder von ameri-
kanischer, noch westeuropäischer, noch bundesrepublikani-
scher, Seite in Abrede gestellt, sondern im Gegenteil 
ausdrücklich betont wird -, wie kann dann ein Staatenbünd-
nis selbsternannter Anker gesamteuropäischer Sicherheit sein, 
dessen Teilnehmer erklärtermaßen Sicherheit vor Rußland su-

chen? 

7. Wie kann die NATO-Erweiterung gesamteuropäischer Sicher-
heit dienlich sein, wenn sie gleichzeitig und unvermeidlich Zo-
nen unterschiedlicher Sicherheit festigt oder sogar neu schafft? 

8. Wie werden die Grenzen der NATO-Erweiterung definiert, und 
wie sind die konkreten Kriterien beschaffen, nach denen eini-
ge Staaten der NATO beitreten können, andere wiederum 

nicht? 

Bestimmen eher gesellschafts- und ordnungspolitische Vor-
aussetzungen oder eher geologische und strategische Überle-
gungen Reichweite und zeitliche Abfolge der geplanten Er-

weiterung? 

9. Wird mit der Erweiterung der NATO die sog. nukleare Sicher-
heitsgarantie, die als integrierendes Schlüsselelement auch für 
die Einbindung der USA angesehen wird, auf die Beitritts-
staaten ausgeweitet und wie würde eine solche Ausweitung 
auf die Wahrnehmung seiner Sicherheitsinteressen durch Ruß-

land wirken? 

Wie sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß durch eine sol-
che Ausweitung die inzwischen verringerte Bedeutung von 
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Kernwaffen in Europa konterkariert und möglicherweise sogar 
ein neuer atomarer Rüstungswettlauf angeheizt würde? 

II. Diskussion zur Erweiterung innerhalb und außerhalb der 
Allianz 

1. Wie bewertet die Bundesregierung die in jüngster Zeit zuneh-
mende Diskussion in den USA über die NATO-Erweiterung 
und insbesondere die kritischen und ablehnenden Stimmen? 
Insbesondere: 

a) Welche Auffassung hat sie zu vorgetragenen Ablehnungen, 
wie sie prononciert durch George F. Kennan, einen der er-
fahrensten US-Diplomaten, formuliert werden: „Die Aus-
weitung der NATO wäre der verhängnisvollste Fehler der 
amerikanischen Politik in der gesamten Aera nach dem Kal-
ten Krieg" und der dafür „überhaupt keine Notwendigkeit" 
sieht („Die Zeit" vom 14. Februar 1997)? 

- Wie steht sie zu der im Senat aufgeworfenen Frage, war-
um die USA ihre Sicherheitsgarantien gemäß Artikel V 
des Washingtoner Vertrages zu einem Zeitpunkt aus-
weiten sollen, da auch nach Meinung der eigenen Re-
gierung von einer Bedrohung in Europa weit und breit 
nichts zu sehen sei? 

- Was hält sie von einer Entwicklung, die mit den Wor-
ten bezeichnet wird: „Große Zeitungen und immer 
mehr Wissenschaftler legen sich auf ein vorsichtiges 
Nein fest" (Süddeutsche Zeitung vom 19. Februar 1997) 
und von der gesagt wird, daß am Ende der Debatte „eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit (im Kongreß) keineswegs si-
cher" sei (Außenpolitik, Heft 4/96, S. 347)? 

2. Wie beurteilt die Regierung die Verstimmungen und Kritiken 
in anderen NATO-Mitgliedstaaten (wie Italien, Niederlande 
und Belgien), bezüglich der Vorgehensweise bei den Erweite-
rungsverhandlungen? 

3. Was kann die Regierung über die Haltung der französischen 
Regierung im Hinblick auf die Erweiterungsfrage sagen? Was 
hält sie von öffentlich vorgetragenen Meinungen, wonach 
Frankreich vielerorts den Eindruck erwecke, es sei bestenfalls 
ein wankelmütiger Befürworter der Erweiterung? 

4. Wie beurteilt es die Bundesregierung, daß die türkische Re-
gierung durch ihre Außenministerin für die Zustimmung zu ei-

ner Erweiterung Bedingungen gestellt hat, bei deren Nichter-
füllung sie sich gegen eine Erweiterung stellen würde? 

5. Welche Auskünfte kann die Bundesregierung über die Haltung 
nordeuropäischer Staaten, insbesondere Finnlands und Schwe-
dens in der Erweiterungsfrage geben? 

III. NATO-Erweiterung und Russische Föderation/GUS 

1. Worauf begründet sich die wiederholt von Vertretern der Bun-
desregierung, darunter der Außenminister, geäußerte Zuver- 
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sickt, daß die russische Seite die NATÖ-Osterweiterung hin-
nehmen wird und die Erweiterung kooperativ vollzogen wer-
den kann, zumindest in einer Art Einvernehmen, und welchen 
Stand weisen die Gespräche mit der russischen Seite über eine 
Vereinbarung NATO - Rußland (Vertrag, Dokument, Charta) 

aus? 

2. Vertritt die Bundesregierung die Ansicht, daß eine Osterwei-
terung auch ohne vorherigen Abschluß einer Vereinbarung 
NATO - Rußland durch Beschluß eingeleitet werden sollte, und 
welche Reaktionen der russischen Seite werden in einem sol-

chen Fall erwartet? 

3. Wie sieht die Bundesregierung die angekündigte Möglichkeit 
eines Referendums über eine Art von Zusammenschluß zwi-
schen der Russischen Föderation und Belarus im Kontext der 

vorgesehen NATO-Osterweiterung? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhältnis NATO-
Ukraine im Zusammenhang mit der vorgesehenen Erweite-

rung? 

IV. Kosten und Lasten der NATO-Erweiterung 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die von der US-Admini-
stration vorgelegten Berechnungen über die Kosten der NATO-
Erweiterung und die großen Unterschiede und Differenzen in 

den Aussagen? 

2. Gibt es eigenständige NATO-Berechnungen oder Vereinba-
rungen über Kosten und Lasten und ihre Verteilung unter den 
Mitgliedern und Beitrittskandidaten? 

3. Welche eigenen Berechnungen der Kosten und speziell des La-
stenanteils der Bundesrepublik Deutschland an der Erweite-
rung hat die Bundesregierung vornehmen lassen, und zu wel-
chem Ergebnis sind diese Berechnungen gekommen? 

4. Welche Meinung vertritt die Bundesregierung zu den im Kon-
greß wie auch in der Administration der USA vertretenen Auf-
fassungen, daß die Erweiterungsdebatte auch zu neuen Fest-
legungen der Lastenverteilung in der Allianz führen müsse, 
und sieht sie in diesem Zusammenhang neue Forderungen 
über den Anteil der Bundesrepublik Deutschland auf sich zu-

kommen? 

5. Wie sieht die Bundesregierung die auf beitrittswillige Länder 
zukommenden Belastungen im Hinblick auf deren kompli-
zierte Lage bei der Bewältigung des Transformationsprozes-

ses? 

V. NATO-Erweiterung und Abrüstungsfragen 

1. Welche konkreten Möglichkeiten einseitiger Reduzierungslei-
stungen der NATO-Länder bei den Waffensystemen lt. KSE-
Vertrag sieht die Bundesregierung angesichts des vorhande-

nen Übergewichtes? 
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2. Sieht die Bundesregierung, über die als Kompensation für die 
NATO-Erweiterung gedachten Vorschläge zur Anpassung des 
KSE-Vertrages hinaus, die baldige Möglichkeit weiterer Ver-
handlungen über den Abbau des zu hohen Bestandes an Waf-
fen und Soldaten in Europa? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, der Gefahr 
einer Renuklearisierung von Sicherheitspolitik im Zusammen-
hang mit der vorgesehenen NATO-Osterweiterung zu begeg-
nen? Wie steht sie in diesem Zusammenhang zu den Vor-
schlägen der Regierungen der Ukraine und von Belarus zur 
Schaffung einer von den Nuklearmächten garantierten kern-
waffenfreien Zone vom Baltikum bis zum Schwarzen Meer? 

Bonn, den 18. März 1997 

Andrea Gysi 
Heinrich Graf von Einsiedel  
Hanns-Peter Hartmann 
Dr. Willibald Jacob 
Manfred Müller (Berlin) 
Steffen Tippach 
Gerhard Zwerenz, 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 







 


